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Anzug betreffend Riehener Verkehrsnetz 

Seit einigen Jahren kämpft die Gemeinde Riehen mit Verkehrsproblemen. 
Hintergrund waren meistens Bauarbeiten am kommunalen aber auch kantonalen 
Strassen- und Leitungsnetz in Riehen. Die Folge davon waren und sind auch 
aktuell die Belastung der Wohnquartiere durch erhöhten Durchgangsverkehr, 
Autokolonen, verstopfte Strassen oder kurz zusammengefasst eine Überlastung 
des Riehener Verkehrs- und Strassennetzes. Die Inbetriebnahme der 
Zollfreistrasse mag zwar ein wenig Abhilfe geschaffen haben, eine nachhaltige 
Wirkung und Entlastung brachte diese Massnahme hingegen nicht, wie die 
aktuellen Diskussionen und Reaktionen aus der Bevölkerung zeigen. Daran 
vermögen auch die Beschwichtigungen des Gemeinderats nichts zu ändern, der 
sich auf statistische Erhebungen stützt aber offenbar die tatsächliche Situation in 
den Quartieren nicht wahrnimmt oder wahrnehmen will. 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass das Riehener Strassennetz generell 
überlastet ist und sich diese Überlastung bei der Durchführung von 
Strassensanierungsarbeiten verheerend auswirkt. Die Verkehrsproblematik 
bekommt man deshalb nur in den Griff, wenn Massnahmen ergriffen werden, die 
die Belastung durch den Durchgangsverkehr nachhaltig reduzieren. Nach Ansicht 
der Unterzeichnenden wird das Riehener Strassennetz noch zu stark als 
Transitstrecke genutzt durch Verkehrsteilnehmer, die nicht in Riehen wohnhaft 
sind oder hier arbeiten. Anders ist die hohe Anzahl an Autos mit ausländischen 
und ausserkantonalen Nummernschildern nicht zu erklären, die von der Grenze 
her Richtung Basel oder umgekehrt auf dem Riehener Verkehrsnetz unterwegs 
sind. Dies fällt insbesondere zu Stosszeiten am Morgen und am Abend auf. 

Die Unterzeichnenden ersuchen deshalb den Gemeinderat zu prüfen, welche 
Massnahmen zur nachhaltigen Lösung der Transitverkehrsproblematik möglich 
sind und welche Massnahmen umsetzbar sind. Sollten nicht alle möglichen 
Massnahmen in der Kompetenz des Gemeinderats liegen, so sind die kantonalen 
Behörden bei der Prüfung beizuziehen. Der Gemeinderat wird gebeten, 
tatsächlich alle möglichen Massnahmen im Bericht aufzuführen, auch wenn sich 


